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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Der Nationalrat überwies mit knappem Mehr die im Oktober 1991 eingereichte
Standesinitiative des Kantons Aargau zur Ergänzung des Bundesgesetzes über die
direkte Bundessteuer, welche verlangt, dass die von den Kantonen festgesetzten
Eigenmietwerte bei der Berechnung der direkten Bundessteuer zu übernehmen sind,
soweit sie mindestens den halben Marktwert umfassen. Indem das Parlament bei der
Beratung des Bundesgesetzes über die direkte Bundessteuer (DBG) darauf verzichtete,
die Festsetzung des Eigenmietwertes zum Marktwert vorzuschreiben, und stattdessen
die Formel der "Berücksichtigung der ortsüblichen Verhältnisse" wählte, zielte es laut
Begründung der Initianten auf die Übernahme der kantonalen,Eigenmietwerte ab. Ohne
eine derartige Ubernahme würden sich in zahlreichen Kantonen zwei verschiedene
Werte für die Berechnung der kantonalen und eidgenössischen Steuererklärung
ergeben. Da aber die direkte Bundessteuer auch von den kantonalen
Steuerverwaltungen veranlagt und bezogen wird, würde sich dadurch ein erheblicher
Verwaltungsmehraufwand ergeben. Eine parlamentarische Initiative Aguet (sp, VD) (Pa.
Iv. 91.421), welche auf die gleiche steuerliche Belastung von Eigenheimbesitzern und
Mietern abzielte, lehnte die grosse Kammer ab. 1

STANDESINITIATIVE
DATUM: 17.06.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Entgegen dem Antrag seiner Rechtskommission gab der Ständerat nur der
Standesinitiative des Kantons Jura Folge, welche die Streichung von Steuerbussen
verlangt. Die Standesinitiative des Kantons Tessin (St. Iv. 01.301), welche zusätzlich die
Streichung der Steuerschulden fordert, lehnte der Rat ab. Damit wären den Erben
desjenigen, der Vermögenswerte nicht deklariert hat, die Steuern erlassen worden,
während die Erben eines andern, der sein Vermögen sauber deklariert hat, hätten
Steuerschulden bezahlen müssen. 2

STANDESINITIATIVE
DATUM: 12.09.2002
MAGDALENA BERNATH

Der Ständerat gab einer jurassischen Standesinitiative Folge, welche eine Anpassung
des Bundesgesetzes über die direkte Bundessteuer verlangt. Steuerpflichtige sollen in
einem Nach- oder Strafsteuerverfahren nicht mit Ordnungsbussen zur Herausgabe von
Unterlagen gezwungen werden dürfen; der europäische Gerichtshof für
Menschenrechte hatte die Schweiz wegen ihrer diesbezüglichen Rechtspraxis gerügt. 3

STANDESINITIATIVE
DATUM: 05.03.2003
MAGDALENA BERNATH

Oppositionslos stimmte der Nationalrat als Zweitrat der Standesinitiative des Kantons
Jura zu, welche die Streichung von Steuerbussen verlangt. Gegen die Empfehlung
seiner Rechtskommission hiess er auch die Standesinitiative des Kantons Tessin (St. Iv.
01.301) gut, welche zusätzlich die Streichung der Steuerschulden fordert; der Ständerat
lehnte dieses Begehren hingegen erneut ab. Er gab jedoch einer Standesinitiative aus
demselben Kanton (St. Iv. 02.308) Folge, welche eine allgemeine Steueramnestie für
eidgenössische und kantonale Steuern fordert. 4

STANDESINITIATIVE
DATUM: 03.06.2003
MAGDALENA BERNATH

Nachdem der Ständerat im Vorjahr einer Standesinitiative des Kantons Jura Folge
gegeben hatte, billigte der Nationalrat das Begehren diskussionslos. Es verlangt eine
Anpassung des Bundesgesetzes über die direkte Bundessteuer. Steuerpflichtige sollen
in einem Nach- oder Strafsteuerverfahren nicht mit Ordnungsbussen zur Herausgabe
von Unterlagen gezwungen werden dürfen; der europäische Gerichtshof für
Menschenrechte hatte die Schweiz wegen ihrer diesbezüglichen Rechtspraxis gerügt. 5

STANDESINITIATIVE
DATUM: 08.03.2004
MAGDALENA BERNATH

Basierend auf einer Standesinitiative des Kantons Jura billigte das Parlament den
Gesetzesentwurf der ständerätlichen Rechtskommission zur Abschaffung von
„Erbenbussen“. Damit trug es zum einen der Rechtsprechung des Europäischen
Gerichtshofes für Menschenrechte Rechnung, wonach solche Bussen persönlich und
demzufolge unvererblich sind und zum andern dem Schweizerischen Strafgesetzbuch,
nach dem eine Busse mit dem Tod des Verurteilten wegfällt. 6

STANDESINITIATIVE
DATUM: 08.10.2004
MAGDALENA BERNATH
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Gegen den Antrag des Bundesrates und den Widerstand der Linken gab nach der
kleinen Kammer im Vorjahr auch der Nationalrat einer Standesinitiative des Kantons
Tessin Folge, welche eine allgemeine Steueramnestie für eidgenössische und kantonale
Steuern fordert; er hiess auch eine parlamentarische Initiative Polla (lp, GE) (Pa. Iv.
03.406) gut, welche in dieselbe Richtung zielt. Im Gegenzug überwies er ein Postulat
der Minderheit seiner WAK (Po. 03.3433), welches die Erhöhung der Zahl der
Steuerinspektoren verlangt, um die Steuerkontrolle zu verbessern. Gegen die
Empfehlung des Bundesrates lehnte der Ständerat eine Motion der WAK-NR (Mo.
03.3432) ab, welche den Bundesrat aufforderte, im Falle einer allgemeinen
Steueramnestie gleichzeitig eine Verschärfung der Strafbestimmungen und der
Steuererfassungspraxis vorzubereiten. 7

STANDESINITIATIVE
DATUM: 28.10.2004
MAGDALENA BERNATH

Basierend auf einer Standesinitiative des Kantons Jura nahm das Parlament eine
Anpassung des Bundesgesetzes über die direkte Bundessteuer vor. Demnach sollen
Steuerpflichtige in einem Nach- oder Strafsteuerverfahren nicht mit Ordnungsbussen
zur Herausgabe von Unterlagen gezwungen werden dürfen; der europäische
Gerichtshof für Menschenrechte hatte die Schweiz wegen ihrer diesbezüglichen
Rechtspraxis gerügt. 8

STANDESINITIATIVE
DATUM: 20.12.2006
MAGDALENA BERNATH

In der Sommersession wies der Ständerat eine im Vorjahr eingereichte Standesinitiative
des Kantons Zug zurück, welche einen Aus- und Weiterbildungsabzug für Kinder und
Jugendliche in der Steuergesetzgebung einführen wollte. Die Ablehnung wurde unter
anderem damit begründet, dass bereits zahlreiche Ausbildungsabzüge im Steuerrecht
vorhanden waren. 9

STANDESINITIATIVE
DATUM: 16.06.2011
LAURENT BERNHARD

Die Staatsfinanzen des Bundes befanden sich im Berichtsjahr trotz der wirtschaftlichen
Wachstumsverlangsamung in solider Verfassung. Im Gegensatz zum defizitgeplagten
Ausland schloss die Staatsrechnung erneut mit einem Überschuss. Vor diesem
Hintergrund überraschte es kaum, dass die eidgenössischen Räte radikalen
Reformvorschlägen nicht wohlwollend gesinnt waren. So gab der Nationalrat drei
Standesinitiativen keine Folge, die eine Vereinfachung des Steuersystems verlangten.
Damit wurden die im Jahre 2010 durch den Ständerat gefällten Beschlüsse bestätigt.
Das erste Geschäft betraf die Standesinitiative „Easy Swiss Tax“, welche der Kanton
Zürich bereits im Jahre 2008 eingereicht hatte. Der Vorstoss zielte darauf ab, die
eidgenössische Steuergesetzgebung grundlegend zu revidieren, indem Gemeinden und
Kantone bei der Einkommensbesteuerung individuelle Einheitssteuertarife und fixe
Einheitsabzüge einführen sowie die geltenden Vermögens- und Ertragsbesteuerungen
durch eine Soll-Kapitalrendite-Besteuerung ersetzen sollten. In der Frühjahrssession
sprach sich eine knappe Mehrheit von 77 zu 74 NationalrätInnen gegen die
Standesinitiative aus. Deutlicher fiel das Abstimmungsergebnis zu einer
Standesinitiative des Kantons Basel-Stadt (St. Iv. 10.309) aus, welche die
Steuerausnahmen und die Steuerabzüge auf das unbedingt Notwendige reduzieren, den
Grundsatz der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit stärken und eine koordinierte
Vorgehensweise von Bund und Kantonen bei der Reform ihrer Steuersysteme fördern
wollte. Mit 101 zu 47 Stimmen gab auch der Nationalrat diesem Vorstoss keine Folge. Das
gleiche Schicksal wurde schliesslich einer Standesinitiative des Kantons Neuenburg (St.
Iv. 08.325) zuteil, welche die Bundesversammlung aufgefordert hätte, bei der direkten
Besteuerung von natürlichen Personen eine Erhebung an der Quelle zu ermöglichen.
In der Frühjahrsession stimmte eine Mehrheit von 107 zu 51 Nationalrätinnen gegen
dieses Anliegen. Der Ständerat hatte dieser Standesinitiative bereits im Jahre 2010
keine Folge geben. 10

STANDESINITIATIVE
DATUM: 15.03.2012
LAURENT BERNHARD

Wie der Ständerat im Jahre 2011 gab auch der Nationalrat einer Standesinitiative des
Kantons Zug keine Folge, die einen Aus- und Weiterbildungsabzug für Kinder und
Jugendliche in der Steuergesetzgebung einführen wollte. 11

STANDESINITIATIVE
DATUM: 05.03.2013
LAURENT BERNHARD
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Der Kanton Solothurn hatte im Jahre 2009 eine Standesinitiative eingereicht, welche
die Bundesversammlung dazu einlud, Massnahmen zu treffen, um die Steuerhoheit des
Kantons Solothurn vor jeglicher Einmischung durch die Europäische Union zu
schützen. Ohne im Plenum darüber zu debattieren, gab der Ständerat in der
Sommersession der Standesinitiative keine Folge. Im Jahre 2011 hatte sich bereits der
Nationalrat dagegen ausgesprochen. 12

STANDESINITIATIVE
DATUM: 21.06.2013
LAURENT BERNHARD

Der Kanton Basel-Landschaft hatte am 28. September 2015 eine Standesinitiative zur
Vereinfachung des Steuersystems bei den direkten Steuern eingereicht, die in der
Wintersession 2016 vom Ständerat behandelt wurde. Diese sah vor, das Bundesgesetz
über direkte Bundessteuer (DBG) sowie das Bundesgesetz über die Harmonisierung der
direkten Steuern der Kantone und Gemeinden (StHG) so zu vereinfachen, dass die
gesetzlichen Grundlagen leichter verständlich werden und das Ausfüllen der
Steuererklärung sowie ihre Überprüfung weniger Zeit in Anspruch nehmen würden.
Ausdrücklich erwähnt wurden dabei drei Aspekte: Der Eigenmietwert sowie der
Hypothekarzinsenabzug sollten abgeschafft, die allgemeinen (anorganischen) Abzüge
aufgehoben und die Ausscheidungs- und Bewertungsregeln bei der interkantonalen
Besteuerung sollten so weit wie möglich einheitlich festgelegt werden. Mehrerträge aus
diesen Vereinfachungsmassnahmen sollten durch eine entsprechende Anpassung des
Steuertarifs verhindert werden. Gegenüber den Kantonen seien hingegen keine
Vorschriften zu erlassen, damit die Vereinfachung die kantonale Tarifhoheit nicht
gefährde. Martin Schmid (fdp, GR) empfahl für die WAK-SR die Ablehnung der
Standesinitiative, unter anderem weil die Kommission die vollständige Aufhebung der
(anorganischen) Abzüge ablehne und die Frage der Wohneigentumsbesteuerung bereits
in der Motion Egloff und einer Motion der RL-Fraktion beraten werde. Er wies des
Weiteren darauf hin, dass seit 2005 18 Vorstösse zur Vereinfachung der
Steuererhebung eingereicht worden seien. Zwar wünschten sich gemäss Schmid alle
Parlamentarierinnen und Parlamentarier eine Vereinfachung, in der Realität sorge aber
das Parlament selbst für eine weitere Verkomplizierung, so dass die Kommission nicht
mit einer konsensfähigen Lösung rechne. In der Folge sprach sich der Ständerat mit 22
zu 4 Stimmen bei einer Enthaltung gegen die Standesinitiative aus. Als nächstes wird
sich der Nationalrat mit dem neusten Vorschlag zur Vereinfachung des Steuersystems
befassen. 13

STANDESINITIATIVE
DATUM: 05.12.2016
ANJA HEIDELBERGER

Der Kanton Neuenburg hatte am 1. Oktober 2014 die Standesinitiative
„Familienbesteuerung. Anpassung der Gesetzgebung an die neuen Familienformen“
eingereicht, die der Ständerat in der Wintersession 2016 beriet. Der Kanton Neuenburg
hatte beantragt, dass die gesetzlichen Grundlagen für die Familienbesteuerung den
veränderten Familienmodellen angepasst werden sollten. Insbesondere die
Ungleichheiten in der Besteuerung der Alimente an minderjährige und volljährige
Kinder sowie in den Abzugsregelungen für verheiratete, unverheiratete und
geschiedene Paare sollten harmonisiert werden. Für die WAK-SR erläuterte Martin
Schmid (fdp, GR) die Stellungnahme des Bundesrates zur Motion Maire (sp, NE) vom 18.
Juni 2014 (Mo. 14.3468), die sich weitgehend mit der Standesinitiative des Kantons
Neuenburg deckt (genauso wie das Postulat 14.3292). Der Bundesrat hatte
argumentiert, dass die Alimentenleistungen an volljährige Kinder von diesen versteuert
werden müssten, wenn sie von den Alimentengebern als Steuerabzüge geltend gemacht
werden könnten. Dies würde jedoch keiner sachgerechten Besteuerung entsprechen.
Bezüglich der ungleichen Kinderabzüge zwischen verheirateten, unverheirateten und
geschiedenen Eltern verweist der Bundesrat auf einen früher geltenden
Bundesratsbeschluss über die Erhebung einer direkten Bundessteuer (BdBSt), gemäss
dem die Unterhaltszahlungen an Kinder nicht abgezogen werden konnten, die
bezogenen Leistungen aber entsprechend auch nicht versteuert werden mussten.
Diese Regelung war aber als ungerecht empfunden worden, weil ohne Abzug der
Unterhaltszahlungen Einkommen versteuert werden musste, das in der Realität gar
nicht zur Verfügung stand. Schliesslich würde eine solche Regelung eine Vielzahl an
Anpassungen in den Scheidungskonventionen und Unterhaltsverpflichtungen nach sich
ziehen, was ebenfalls für eine Ablehnung des Vorschlags spreche. Aufgrund der
Mehrheitsverhältnisse im Rat verzichtete Didier Berberat (sp, NE) als Vertreter des
Kantons Neuenburg auf einen Minderheitsantrag auf Folgegeben, der Ständerat lehnte
die Standesinitiative entsprechend stillschweigend ab. 14

STANDESINITIATIVE
DATUM: 05.12.2016
ANJA HEIDELBERGER
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In der Herbstsession behandelte auch der Nationalrat die Standesinitiative zur
Vereinfachung des Steuersystems bei den direkten Steuern, die vom Kanton Basel-
Landschaft eingereicht worden war. Im Namen einer Minderheit der WAK-NR erklärte
Daniela Schneeberger (fdp, BL), dass die Initiative nicht als ausformulierter Entwurf,
sondern als Aufforderung aufzufassen sei, dieses Thema endlich anzugehen.
Entsprechend bat sie die Räte, die Standesinitiative anzunehmen, auch wenn einzelne
Forderungen der Initiative vielen in der WAK-NR zu weit gingen. Prisca Birrer-Heimo
(sp, LU) pflichtete ihrer Vorrednerin bei, dass das Schweizer Steuersystem zu
vereinfachen sei. Da jedoch bezüglich der konkreten Umsetzung keine Einigkeit
bestehe, Folgegeben der Initiative einen grossen administrativen Aufwand mit sich
bringen würde und bei der Wohneigentumsbesteuerung bereits konkrete Beschlüsse
gefasst worden seien, beantragte Birrer-Heimo die Ablehnung der Initiative. Diesem
Votum folgte die Mehrheit des Nationalrats und sprach sich mit 136 zu 44 Stimmen (0
Enthaltungen) gegen Folgegeben aus. Mit diesem Nein ist die Standesinitiative und
damit ein weiterer Versuch der Vereinfachung des Steuersystems vom Tisch. 15

STANDESINITIATIVE
DATUM: 20.09.2017
ANJA HEIDELBERGER

Der Kanton Freiburg reichte im Sommer 2016 eine Standesinitiative für eine allgemeine
Steueramnestie ein. Mittels der angeregten Gesetzesänderung sollen hinterzogene
Vermögenswerte auf einfache Weise nachträglich deklariert werden können. Die
Vorteile einer Steueramnestie seien vielfältig: Allen voran profitiere die öffentliche
Hand von nicht unerheblichen Mehreinnahmen – bei der letzten Steueramnestie im
Kanton Freiburg 1969 waren rund CHF 334 Mio. nachträglich besteuert worden. Zudem
würden zahlreiche Bürger mit nicht deklarierten Vermögenswerten aufgrund der
Entwicklungen auf internationaler Ebene sowie dem „bröckelnden Bankgeheimnis“
gerne ihre Vermögenswerte regularisieren. Folglich befürworteten der Staatsrat und
der Grosse Rat des Kantons Freiburg eine Ausweitung solcher Möglichkeiten, seien in
ihren Bestrebungen aber durch ein Urteil des Bundesgerichts gegen eine
Steueramnestieregelung des Kantons Tessin zurückgebunden worden. Ein
Rechtsgutachten habe zudem gezeigt, dass die Pläne des Kantons Freiburg mit der
Bundesverfassung und dem StHG unvereinbar seien. Dies erhoffte sich der Kanton
Freiburg mithilfe der Standesinitiative zu ändern. 

Sowohl in der WAK-SR als auch anschliessend in der kleinen Kammer fand die Initiative
keinen Anklang, da es bereits die Möglichkeit zur einmaligen straflosen Selbstanzeige
von Steuersündern gebe. Martin Schmid (fdp, GR) erklärte in der Ständeratsdebatte
zudem für die WAK-SR, dass eine Steueramnestie eines grundlegenden Systemwechsels
beim Verrechnungssteuerrecht bedürfe. Zudem schade es der Steuermoral, wenn die
geschuldeten Steuern nicht vollständig nachgezahlt werden müssten. Als Vertreter des
Kantons Freiburg plädierte Beat Vonlanthen (cvp, FR) dennoch für eine Annahme der
Initiative. Er wagte sich an heikle ethische Fragen, wie "Ist eine generelle
Steueramnestie ethisch vertretbar?". Um solche Fragen diskutieren zu können und
folglich eine generelle Steueramnestie nicht grundsätzlich auszuschliessen, bat er den
Ständerat, der Initiative Folge zu geben. Vom zweiten Freiburger Vertreter im Ständerat,
Christian Levrat (sp, FR), erfuhr Vonlanthen keine Unterstützung: Dieser störte sich
daran, dass der Ständerat zwei Stunden zuvor auf eine Revision des Steuerstrafrechts
verzichtet hatte, weil in der Schweiz so eine ausserordentlich grosse Fiskalmoral
herrsche, jetzt aber dennoch eine Steueramnestie nötig sei. Stattdessen schloss sich
Beat Rieder (cvp, VS) dem Freiburger Anliegen mit einem Plädoyer für die Steuerhoheit
der Kantone an. Diese sei mit der Harmonisierung der direkten Steuern der Kantone
und Gemeinden beschnitten worden, nun müsse man den Mut haben, sie den Kantonen
in dieser spezifischen Frage zurückzugeben. Der Ständerat entschied sich jedoch mit
34 zu 7 Stimmen (1 Enthaltung) gegen eine solche Änderung und gab der Initiative keine
Folge. 16

STANDESINITIATIVE
DATUM: 12.12.2017
ANJA HEIDELBERGER

Im November empfahl die WAK-NR der grossen Kammer oppositionslos, der
Standesinitiative des Kantons Neuenburg „Familienbesteuerung. Anpassung der
Gesetzgebung an die neuen Familienformen“ keine Folge zu geben. Da die geltenden
Regelungen verfassungskonform seien und die WAK-SR nach sorgfältiger Prüfung kein
besseres System gefunden habe, soll die geltende, eingespielte Praxis fortgeführt
werden. In der Wintersession gab auch der Nationalrat der Standesinitiative keine
Folge, womit die Vorlage vom Tisch war. 17

STANDESINITIATIVE
DATUM: 13.12.2017
ANJA HEIDELBERGER
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In der Frühjahrssession 2018 bereinigte der Ständerat mit den Standesinitiativen des
Kantons Aargau (St.Iv. 16.318), des Kantons Zürich (St.Iv. 06.302), des Kantons Bern (St.Iv.
07.305) und des Kantons Basel-Stadt (St.Iv. 08.318) sowie einer Motion FK-NR (Mo.
16.3006) einige Altlasten zum Thema Heiratsstrafe und Individualbesteuerung. Konkret
forderten die älteren drei Standesinitiativen sowie die Motion eine Ablösung der
Ehepaar- und Familienbesteuerung durch eine Individualbesteuerung bei den
Einkommenssteuern respektive den direkten Steuern und den kantonalen Einkommens-
und Vermögenssteuern. Die Standesinitiative des Kantons Aargau ergänzte die
entsprechenden Forderungen um Aspekte der Sozialversicherungen. Bereits im Februar
hatte die WAK-SR die Vorstösse vorberaten und mit 7 zu 5 (Standesinitiative Aargau), 10
zu 1 (übrige Standesinitiativen) und 8 zu 2 (Motion) beantragt, ihnen keine Folge zu
geben. Begründet wurden diese Entscheide damit, dass dem Bundesrat der
entsprechende Auftrag mit der Annahme der Motion Bischof (cvp, SO) bereits erteilt
worden sei, weshalb die Botschaft des Bundesrates abgewartet und nicht parallel an
einer eigenen Version gearbeitet werden solle. Um Druck auf den Bundesrat ausüben zu
können, beantragte eine Kommissionsminderheit die Annahme der aargauischen
Standesinitiative. 

In der Ständeratsdebatte verwies Kommissionspräsident Bischof (cvp, SO) auf die
Kommissionsempfehlung und erklärte überdies kurz die Vorgeschichte der drei älteren
Standesinitiativen. Entgegen der Empfehlung der Kommission hatte der Ständerat den
drei Initiativen 2009 knapp zugestimmt, der Nationalrat hatte sie jedoch noch im
selben Jahr abgelehnt. Anschliessend wurde ihre Beratung bis nach der Abstimmung
über die Initiative „für Ehe und Familie - gegen die Heiratsstrafe” sistiert. Eine
Behandlung dieser doch relativ lange zurückliegenden Vorstösse ist möglich, weil es vor
Juni 2013 keine Behandlungsfristen gab. Behandelt würden die Vorlagen aber in der
aktuellen Frühjahrssession, weil die Behandlungsfrist der im Jahr 2016 eingereichten
Standesinitiative des Kantons Aargau bald ende und sie nicht sistiert werden könne,
erklärte Bischof. Minderheitensprecher Graber (cvp, LU) kehrte zu den inhaltlichen
Aspekten zurück und betonte, dass die aargauische Standesinitiative weitergehe als die
angenommene Motion Bischof: Sie schliesse eben auch sozialversicherungsrechtliche
Forderungen ein. Zudem bemängelte er, dass der Bundesrat aufgrund der Priorisierung
der Steuervorlage 17 die Motion Bischof liegen lasse, wodurch sie womöglich in
Vergessenheit geraten könne. Um dies zu verhindern, solle man die aargauische
Standesinitiative annehmen und so weiter Druck auf den Bundesrat ausüben.
Schliesslich entschied sich Ständerat aber gegen alle fünf Vorlagen: Mit 25 zu 17
Stimmen (bei 2 Enthaltungen) sprach er sich dagegen aus, der aargauischen
Standesinitiative (St. Iv. 16.318) Folge zu geben. Dasselbe Verdikt traf stillschweigend
auch die übrigen drei Standesinitiativen, während die Motion der FK-NR ohne
Gegenantrag abgelehnt wurde. 18

STANDESINITIATIVE
DATUM: 26.02.2018
ANJA HEIDELBERGER

Obwohl der Bundesrat im März 2018 einen Vorschlag für eine «ausgewogene Paar- und
Familienbesteuerung», also für eine Abschaffung der Heiratsstrafe, vorgelegt hatte,
empfahl die WAK-NR der grossen Kammer im Februar 2019 mit 12 zu 12 Stimmen bei
Stichentscheid des Kommissionspräsidenten Jean-François Rime (svp, FR), der
Standesinitiative des Kantons Aargau mit ebendiesem Ziel Folge zu geben. Dadurch solle
der Druck auf den Bundesrat aufrechterhalten werden, argumentierte die
Kommissionsmehrheit. 19

STANDESINITIATIVE
DATUM: 25.02.2019
ANJA HEIDELBERGER

In der Sondersession im Mai 2019 behandelte der Nationalrat die Standesinitiative des
Kantons Freiburg für eine allgemeine Steueramnestie. Die WAK-NR hatte zuvor mit 16
zu 8 Stimmen beantragt, aufgrund der Verletzung des Grundsatzes der Rechtsgleichheit
durch Steueramnestien sowie aufgrund ihrer negativen Folgen für die Steuermoral auf
Folgegeben zu verzichten. Eine Minderheit Aeschi (svp, ZG) setzte sich dafür ein, dass
die Kantone die Möglichkeit erhielten, kantonale Steueramnestien durchzuführen. Mit
102 zu 75 Stimmen entschied sich der Nationalrat wie zuvor bereits der Ständerat gegen
Folgegeben und lehnte damit die Standesinitiative endgültig ab. 20

STANDESINITIATIVE
DATUM: 09.05.2019
ANJA HEIDELBERGER
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In der Sondersession im Mai 2019 behandelte der Nationalrat die Standesinitiative des
Kantons Aargau zur Abschaffung der Heiratsstrafe. Olivier Feller (fdp, VD) bewarb seine
Minderheit, die sich gegen ein Folgegeben ausgesprochen hatte. Er verwies darauf, dass
auch die Minderheit einer Abschaffung der Heiratsstrafe positiv gegenüberstehe, dass
es aber Schwierigkeiten bei der Initiative gebe. So verstehe die Vorlage die Ehe und die
eingetragene Partnerschaft als Wirtschaftsgemeinschaft – die entsprechenden Paare
sollen folglich gemeinsam besteuert werden –, der Nationalrat habe aber bereits eine
Motion der FK-NR zur Individualbesteuerung angenommen. Eine Annahme dieser
Initiative würde folglich einen Widerspruch darstellen. Da das Bundesgericht in der
Zwischenzeit die Abstimmung zur Initiative gegen die Heiratsstrafe für ungültig erklärt
habe, werde dieses Thema in Kürze im Parlament ausgiebig behandelt. Es bedürfe somit
keiner zusätzlichen Vorlage. Diesem Votum folgte der Rat nicht und gab der
Standesinitiative mit 102 zu 74 Stimmen (bei einer Enthaltung) Folge. 21

STANDESINITIATIVE
DATUM: 09.05.2019
ANJA HEIDELBERGER

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Mietwesen

Eine Standesinitiative des Kantons Aargau befasste sich mit der Frage des
Eigenmietwerts. Der Vorstoss, welcher im Oktober vom Aargauer Grossen Rat
überwiesen wurde, verlangt, dass die von den Kantonen festgesetzten Eigenmietwerte
auch für die direkte Bundessteuer gelten sollen, soweit sie mindestens den halben
Marktwert umfassen. 22

STANDESINITIATIVE
DATUM: 15.10.1991
DIRK STROHMANN

Wohnungsbau und -eigentum

Anfang Januar 2017 beriet die WAK-SR zwei Standesinitiativen der Kantone Aargau
(08.331) und Graubünden (09.304) zur Förderung der Energiesanierung in älteren
Bauten durch Schaffung weiterer fiskalischer Anreize. Einstimmig stellte sich die
Kommission dagegen, den Anliegen Folge zu geben. Solche Massnahmen seien während
den Beratungen zur Energiestrategie 2050 intensiv diskutiert und zum Teil beschlossen
worden. So könnten energetische Sanierungen in bis zu zwei nachfolgenden
Steuerjahren neu als Unterhaltskosten abgezogen werden. Zeitgleich stellte sich die
Kommission ebenfalls einstimmig gegen zwei Motionen – ein Anliegen der RL-Fraktion
und ein Anliegen ihrer Schwesterkommission – mit inhaltlich ähnlichen Forderungen.
Beide waren bereits vor den Beratungen zur Energiestrategie vom Nationalrat
angenommen worden. 23

STANDESINITIATIVE
DATUM: 10.01.2017
MARLÈNE GERBER

Le Conseil national décide, sans discussion, de ne pas donner suite à l'initiative
cantonale relative à l'assainissement énergétique des vieux immeubles par des
incitations fiscales. Tout comme l'initiative cantonale grisone (09.304), elle est donc
liquidée. La chambre du peuple a suivi la proposition de la CER-CN qui, sans
opposition, recommandait de ne pas y donner suite. Cette décision confirme
également la position du Conseil des Etats, chambre prioritaire, qui a également rejeté
les motions (09.3142) et (09.3354). 24

STANDESINITIATIVE
DATUM: 15.06.2017
DIANE PORCELLANA

Sozialpolitik
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Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Medikamente

Mit je einer Standesinitiative beantragten die Kantone Genf und Wallis (St. Iv. 03.310)
eine Präzisierung des Heilmittelgesetzes. Dort war im Sinn der Korruptionsbekämpfung
die Bestimmung eingeführt worden, dass den Personen und Institutionen, welche
Medikamente verschreiben oder abgeben, dafür von den Herstellern keine geldwerten
Vorteile angeboten werden dürfen. Dies führte dazu, dass die Pharmaindustrie die
bisherige Praxis, Spitälern als Grosskunden Rabatte zu gewähren, ebenfalls aufhob, was
zu beträchtlichen Mehrkosten für die Kantone und die Krankenkassen führte. Beide
Kammern gaben den Initiativen praktisch diskussionslos Folge. 25

STANDESINITIATIVE
DATUM: 04.10.2004
MARIANNE BENTELI

2004 hatten beide Kammern zwei analogen Standesinitiativen der Kantone Genf und
Wallis (St. Iv. 03.310) Folge gegeben, welche eine Präzisierung von Art. 33 des
Heilmittelgesetzes verlangten. Dort war im Sinn der Korruptionsbekämpfung die
Bestimmung eingefügt worden, dass den Personen und Institutionen, welche
Medikamente verschreiben oder abgeben, dafür von den Herstellern keine geldwerten
Vorteile angeboten werden dürfen. Dies hatte dazu geführt, dass die Pharmaindustrie
die bisherige Praxis, Spitalapotheken als Grosskunden Rabatte zu gewähren, aufhob,
was zu beträchtlichen Mehrkosten für die Kantone und die Krankenkassen führte.
Gemäss den Standesinitiativen sollten Rabatte wieder zugelassen werden, allerdings nur
unter der Bedingung, dass diese direkt und vollumfänglich den Patienten zugute
kommen müssen. Der mit der konkreten Neuformulierung des Gesetzestextes
beauftragte Ständerat hatte die beiden Initiativen 2005 abgeschrieben, da sich durch
direkte Verhandlungen zwischen Pharmaproduzenten und den Kantonen mittlerweile
eine Rechtspraxis etabliert habe, welche die Spitalrabatte wieder zulasse.

In der Kommission des Nationalrates setzte sich aber im Berichtsjahr die Auffassung
durch, mit der Einigung zwischen den Herstellern und den Spitälern sei nur ein Teil des
Problems gelöst worden. Die Lockerung der Bestimmung habe unter anderem auch
dazu geführt, dass verschreibenden Ärzten vom Medikamentenversandhandel
Mengenrabatte und andere geldwerte Vorteile gewährt würden, welche der
Transparenz entbehrten und zu einer Mengenausweitung führen könnten, weshalb es
verfrüht wäre, diese Frage ad acta zu legen. Gegen eine Kommissionsminderheit aus
SVP und FDP, die sich der Argumentation des Ständerates anschliessen wollte, folgte
der Nationalrat der Mehrheit seiner Kommission und widersetzte sich mit 81 zu 67
Stimmen der Abschreibung. Der Ständerat beharrte auf der Abschreibung, weshalb es
dabei bleibt; er nahm aber eine umfassendere Motion seiner SGK (Mo. 06.3420) an,
welche den Bundesrat beauftragt, eine Regelung vorzuschlagen, die Klarheit schafft
über die Transparenz und das zulässige Ausmass von Rabatten, die im Rahmen der
Verschreibung und Abgabe von Arzneimitteln und Medizinprodukten gewährt werden. 26

STANDESINITIATIVE
DATUM: 13.12.2006
MARIANNE BENTELI

Sozialversicherungen

Ergänzungsleistungen (EL)

In der Herbstsession 2015 gelangte eine Standesinitiative des Kantons Tessin in den
Ständerat. Der Vorstoss wollte die Beiträge an die Krankenversicherung für
Bezügerinnen und Bezüger von Ergänzungsleistungen neu regeln. Gemäss der seit
Anfang 2014 geltenden Rechtslage, welche sich auf das Bundesegesetz über die
Ergänzungsleistungen stützt, muss EL-Bezügerinnen und -Bezüger eine an einer
Pauschalprämie ausgerichtete Prämienverbilligung gewährt werden, auch wenn die
Pauschalprämie über der tatsächlich bezahlten effektiven KVG-Prämie liegt. Dies wollte
der Kanton Tessin ändern: Die Pauschalprämie sollte nur noch als
Berechnungsgrundlage dienen, wenn sie tiefer ist als die effektive Prämie, ansonsten
sollte die effektive Prämie berücksichtigt werden. Ziel dabei ist es, die Versicherten
zum Wechsel zu einer günstigen Kasse und einem kostensparenden
Versicherungsmodell zu motivieren, wodurch sich der Kanton Einsparungen von jährlich
CHF 3 Mio. ausrechnete. Zudem soll der Prämienbeitrag nicht mehr an die
Versicherten, sondern direkt an die Krankenkasse ausbezahlt werden. Die SGK-SR
empfahl, dem Anliegen keine Folge zu geben. Bereits hätten viele Kantone beschlossen,
die Prämienverbilligung direkt an die Krankenversicherer auszuzahlen. Das zweite
Anliegen sei mit Sicherheit berechtigt, so die Kommissionssprecherin, jedoch sei es
sinnvoller, dieses im Rahmen der laufenden Reform der Ergänzungsleistungen

STANDESINITIATIVE
DATUM: 08.09.2015
FLAVIA CARONI
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aufzunehmen. Das Ratsplenum folgte dem Antrag seiner Kommission stillschweigend. 27

In der Herbstsession entschied der Nationalrat als Zweitrat über eine Standesinitiative
des Kantons Tessin für die Neuregelung der KVG-Beiträge für Bezügerinnen und
Bezüger von Ergänzungsleistungen. Die vorberatende Kommission beantragte, dem
Vorstoss keine Folge zu geben, und das Ratsplenum folgte dem stillschweigend. 28

STANDESINITIATIVE
DATUM: 14.09.2016
FLAVIA CARONI

Berufliche Vorsorge

Der Bundesrat will am System tieferer Altersgutschriften für jüngere und höherer
Altersgutschriften für ältere Arbeitnehmer festhalten. Mitte September hiess er einen
Bericht über alternative Modelle zur Staffelung der Altersgutschriften gut, der zum
Schluss gekommen war, die Stellung älterer Personen auf dem Arbeitsmarkt werde
durch eine andere Staffelung kaum verbessert. Eine Änderung würde lange
Übergangsfristen erfordern, die mit hohen Kosten verbunden wären. Der Bundesrat war
aber bereit, ein Postulat (05.3651) der CVP-Fraktion für die Überprüfung der
Berechnung der Altersgutschriften anzunehmen, worauf dieses diskussionslos
überwiesen wurde. Eine Standesinitiative des Kantons Jura, die detaillierte Vorgaben
für eine abgeflachte Staffelung machte, lehnten hingegen beide Kammern ab. 29

STANDESINITIATIVE
DATUM: 07.06.2006
MARIANNE BENTELI

Im März 2013 hatte der Kanton Neuenburg eine Standesinitiative eingereicht, welche
forderte, dass Vorsorgeeinrichtungen der beruflichen Vorsorge bis zu 50% ihrer
Investitionen in Immobilien tätigen können. In der Sommersession 2014 behandelte der
Ständerat die Initiative. Die vorberatende Kommission beantragte einstimmig, keine
Folge zu geben. Die bestehenden Limiten seien mehr als Richtwert denn als starre
Grenzen zu verstehen und sie hätten sich in den letzten Jahren gut bewährt. Der Rat
folgte diesem Antrag und gab der Initiative keine Folge. 30

STANDESINITIATIVE
DATUM: 11.06.2014
FLAVIA CARONI

Wie im Jahr 2014 bereits der Ständerat, lehnte in der Wintersession 2015 auch der
Nationalrat eine Standesinitiative des Kantons Neuenburg ab, welche die Vorschriften
für die Vermögensverwaltung von Pensionskassen hatte lockern wollen, damit diese
einen höheren Anteil ihrer Investitionen in Immobilien tätigen können. Der Entscheid
fiel mit 111 zu 69 Stimmen bei einer Enthaltung gemäss dem Antrag der Kommission und
gegen eine Minderheit Clottu (sp, NE). Der Minderheitssprecher hatte argumentiert, der
heutige Richtwert von 30% solle durch eine klare Obergrenze von 50% ersetzt werden,
was der Effizienz diene. Die Mehrheit sah dagegen keinen Handlungsbedarf. 31

STANDESINITIATIVE
DATUM: 17.12.2015
FLAVIA CARONI

Im März 2017 reichte der Kantonsrat von St. Gallen eine Standesinitiative ein, die zum
Ziel hatte, die Schweizer Vorsorgeeinrichtungen, ausdrücklich genannt wurden die
Pensionskassen, der AHV-Ausgleichsfonds sowie die (Freizügigkeits-)Stiftungen der
zweiten und dritten Säule, von den Negativzinsen auszunehmen. Aufgrund des
Tiefzinsumfeldes sei es für die Vorsorgeeinrichtungen schwierig, Renditen zu
erwirtschaften, erklärte der St. Galler Kantonsrat. Zudem würden bei einer
Aufkapitalisierung öffentlicher Pensionskassen – wie sie der Kanton St. Gallen plane –
noch mehr Negativzinsen anfallen. Im Mai 2018 entschied die WAK-SR einstimmig, der
Standesinitiative keine Folge zu geben, da die Geldpolitik in der Verantwortung der
Nationalbank liege. Damit die Negativzinsen im Stande seien, den Druck auf den
Schweizer Franken zu reduzieren, dürfe es nur so wenige Ausnahmen wie möglich
geben, argumentierte die Kommission. Zudem stelle das weltweite Tiefzinsumfeld eine
grössere Herausforderung für die Vorsorgeeinrichtungen dar als die Negativzinsen. 
Im Mai 2018 behandelte der Ständerat die Vorlage; Paul Rechsteiner (sp, SG) hatte einen
Antrag auf Folge geben gestellt. Pirmin Bischof (cvp, SO) erklärte als
Kommissionspräsident, dass die WAK-SR die Vorlage ausführlich behandelt habe. Man
habe einen Bericht zur Geldpolitik aus dem Dezember 2016 sowie die Stellungnahme
des Bundesrates zur Motion Kuprecht (Mo. 15.3160) in Betracht gezogen und sei
überzeugt, dass ausschliesslich die SNB für die Geldpolitik verantwortlich sei und sie
diese folglich unabhängig gestalten können müsse. Wie bereits die WAK-SR erklärt
hatte, seien zudem die Anlagen kaum von den Negativzinsen betroffen. Hingegen
fürchte man den präjudiziellen Charakter einer solchen Entscheidung: Andere
Institutionen, zum Beispiel Lebensversicherungen, könnten ebenfalls eine Ausnahme

STANDESINITIATIVE
DATUM: 30.05.2018
ANJA HEIDELBERGER
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von den Negativzinsen verlangen. Schliesslich seien die zentrale Bundesverwaltung
sowie die Compenswiss, also der AHV/IV/EO-Ausgleichsfonds, bereits von den
Negativzinsen ausgenommen. 
Paul Rechsteiner bedauerte, dass sich die WAK-SR nicht ausführlicher mit der
Standesinitiative beschäftigt habe, denn eine Ausnahme der Vorsorgeeinrichtungen
würde den Wechselkurs nicht beeinflussen und somit dem Zweck der Negativzinsen,
die Anlagen auf dem Schweizer Markt weniger attraktiv zu machen, nicht zuwiderlaufen.
Die übrigen Redner zeigten ein gewisses Verständnis für die Standesinitiative des
Kantons St. Gallen und anerkannten das angesprochene Problem. Während aber Alex
Kuprecht (svp, SZ) um Annahme des Vorstosses bat, sahen Martin Schmid (fdp, GR) und
Hannes Germann (svp, SH) die Lösung des Problems woanders: Schuld seien die
Negativzinsen – Germann sprach von einer «schleichenden Enteignung des Volkes» –,
man solle daher keine weiteren Ausnahmen machen, stattdessen solle die SNB die
Negativzinsen so schnell wie möglich abschaffen. Schliesslich sprach sich der Ständerat
mit 32 zu 6 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) gegen Folge geben aus. 32

Nach der WAK-SR und dem Ständerat empfahl im Mai 2019 auch die WAK-NR mit 16 zu 8
Stimmen bei 1 Enthaltung, der Standesinitiative des Kantons St. Gallen «Befreiung der
Altersvorsorgegelder in der Schweiz von den Negativzinsen der Schweizerischen
Nationalbank» keine Folge zu geben. Da die Nachteile einer solchen Ausnahme,
insbesondere die Schwächung der Schweizer Geldpolitik, ihren Nutzen deutlich
übersteigen würden, sei auf diese Massnahme zu verzichten, erklärte die Kommission
mehrheitlich. 
Zur Behandlung der Initiative in der Sommersession 2019 reichte Barbara Gysi (sp, SG)
jedoch einen Antrag auf Folgegeben ein, da die «Nationalbank [...] den Interessen
unserer Bevölkerung dienen [soll]» und von einer solchen Regelung Pensionskassen und
AHV und somit letztlich die Bevölkerung profitieren würden. Im Nationalrat unterlag
Gysi mit 100 zu 58 Stimmen bei 3 Enthaltungen jedoch deutlich. Unterstützt wurde ihr
Vorschlag von den geschlossen stimmenden Fraktionen der SP und der Grünen sowie
von einer vergleichsweise starken Minderheit der SVP-Fraktion und einzelnen
Mitgliedern der FDP- und der CVP/EVP-Fraktion. 33

STANDESINITIATIVE
DATUM: 11.06.2019
ANJA HEIDELBERGER

Krankenversicherung

Sechs Jahre nach dem Nationalrat schrieb auch der Ständerat eine Standesinitiative
des Kantons Waadt von 1968 ab, welche die Einführung einer allgemeinen
Krankenversicherung auf Bundesebene angeregt hatte. 34

STANDESINITIATIVE
DATUM: 15.03.1990
MARIANNE BENTELI

Im Sommer beschloss der Bundesrat, bei der Festsetzung des Bundesbeitrags an die
Prämienverbilligungen auch die durchschnittlichen Prämien der Krankenversicherung
in den einzelnen Kantonen einzubeziehen. So sollten nach dem neuen Verteilschlüssel
die Kantone Waadt (+17,2 Mio. Fr.), Genf (+15 Mio. Fr.), Zürich (+6,2 Mio. Fr.), Tessin (+2,6
Mio. Fr.) und Baselstadt (+2 Mio. Fr) bedeutend stärker unterstützt werden,
währenddem die Subventionen an die Kantone St. Gallen (-8,4 Mio. Fr.), Thurgau (-4,9
Mio. Fr.), Graubünden (-3,7 Mio. Fr.) und Appenzell Innerrhoden (-315'000 Fr.) zum Teil
drastisch gekürzt würden. Dies rief jene Kantone aus der Ost- und Zentralschweiz auf
den Plan, welche sich seit Jahren durch eine bescheidenere medizinische Infrastruktur
für eine Eindämmung der Gesundheitskosten eingesetzt hatten. Ihnen stiess besonders
auf, dass mit dieser Massnahme jene Kantone (BS, GE, ZH) zu den Profiteuren zählen,
welche ein besonders hohes Volkseinkommen aufweisen, und die in den vergangenen
Jahren kaum Massnahmen zur Kostendämpfung im Gesundheitswesen ergriffen haben.
Elf Ost- und Zentralschweizer Kantone - Schaffhausen (Kt.Iv. 96.310), Thurgau (Kt.Iv.
96.306), Graubünden (Kt.Iv. 96.308), St. Gallen (Kt.Iv. 96.309), beide Appenzell (Kt.Iv.
96.311 und 96.312), Aargau (Kt.Iv 96.323), Nidwalden (Kt.Iv. 96.318), Glarus (Kt.Iv. 96.314),
Schwyz (Kt.Iv. 96.319) und Luzern (Kt.Iv. 96.324) - beschlossen daraufhin, über
Standesinitiativen den Bundesrat zu veranlassen, seinen Entscheid wieder rückgängig
zu machen. Im Ständerat wurde die Abstimmung über eine gleichlautende Empfehlung
Schiesser (fdp, GL) bis zur Behandlung der Standesinitiativen aufgeschoben (96.3259). 35

STANDESINITIATIVE
DATUM: 10.12.1996
MARIANNE BENTELI
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Überwiesen wurden vom Ständerat ebenfalls zwei Standesinitiativen der Kantone Genf
und Tessin (Kt. Iv. 96.326), welche für die Kantone mehr Mitspracherecht bei der
Prämiengestaltung sowie bei der Umsetzung des KVG bis hin zur Kompetenzdelegation
im Bereich der Aufsicht verlangen. Bei der Beratung im Plenum kündigte der
Kommissionssprecher an, dass die SGK gedenke, eine entsprechende parlamentarische
Initiative auszuarbeiten. Der Nationalrat nahm seinerseits ein analoges Postulat
Berberat (sp, NE) an (Po. 96.3573). 36

STANDESINITIATIVE
DATUM: 24.09.1997
MARIANNE BENTELI

Keine Chance hatte im Ständerat eine Standesinitiative des Kantons Genf, welche
verlangte, die Krankenkassen seien zu verpflichten, gesamtschweizerisch einheitliche
Kostenrechnungen vorzulegen, die insbesondere Auskunft geben sollten über die
jährlichen Kosten je Kanton und Leistungserbringer sowie ihre Reserven pro Kanton
und versicherte Person. Damit sollte insbesondere der Risikoausgleich transparenter
gestaltet werden. Auf fast einstimmigen Antrag seiner Kommission gab der Rat dieser
Initiative keine Folge. 37

STANDESINITIATIVE
DATUM: 11.12.2000
MARIANNE BENTELI

Im Nachgang an den Rückzug der Krankenkasse Visana aus der Grundversicherung in
acht Kantonen hatten fünf Ostschweizer Kantone (Thurgau, beide Appenzell, Glarus und
Graubünden (Kt. Iv. 99.306, 99.310, 00.300, 00.304) bei den eidgenössischen Räten je
eine gleichlautende Standesinitiative eingereicht. Danach sollte der Versicherer bei
einem Kassenwechsel eines Versicherten die anteiligen Reserven und die durch die
abwandernden Personen nicht beanspruchten anteiligen Rückstellungen dem neuen
Versicherer weitergeben – und zwar rückwirkend ab dem 1. Juli 1998. Das Konkordat
der Krankenversicherer (KSK) sprach sich gegen die Initiativen aus, da sie zu enormen
Zusatzkosten führen und kleinere Versicherungen benachteiligen würden. Der
Ständerat folgte einstimmig dieser Einschätzung, verwies auf die im Rahmen der 1.
Teilrevision des KVG bereits gefassten Beschlüsse und gab den Standesinitiativen keine
Folge. 38

STANDESINITIATIVE
DATUM: 11.12.2000
MARIANNE BENTELI

Im Vorjahr hatte der Ständerat eine Standesinitiative des Kantons Jura für einen
verbesserten Risikoausgleich unter den Krankenkassen angenommen. Auf Antrag einer
rechtsbürgerlichen Minderheit wurde diese vom Nationalrat aber mit 86 zu 67 Stimmen
mit dem Argument abgelehnt, eine Ausdehnung des Risikoausgleichs über die beiden
Kriterien Alter und Geschlecht hinaus würde diesen kaum noch handhabbar machen.
Auch hier hielt der Ständerat am ersten Beschluss fest, da das Begehren jenem
entsprach, das die kleine Kammer in die KVG-Revision aufgenommen hatte. Der
Nationalrat nahm aber ein Postulat seiner SGK an (Po. 02.3643) , das den Bundesrat
einlädt, Bericht und Antrag zu einer Neuordnung des Risikoausgleichs vorzulegen. Dabei
sollen insbesondere auch alternative Modelle einbezogen werden (Hochkostenpool für
Behandlungskosten ab bestimmter Höhe pro Jahr oder für bestimmte
Personengruppen und Rückversicherung im Rahmen von Ärztenetzen). Der Bundesrat
erklärte in seiner Stellungnahme, der Antrag für den Bericht zur Neuordnung des
Risikoausgleichs sei im Rahmen des Projekts „Grundlagen 3. Teilrevision KVG“ bereits
erteilt worden; der Hochkostenpool solle bei diesem Bericht jedoch nicht im
Vordergrund stehen. 39

STANDESINITIATIVE
DATUM: 01.10.2003
MARIANNE BENTELI

Ein ebenfalls mehrfach vorgetragenes Anliegen nahm eine Standesinitiative des Kantons
Jura auf, nämlich eine umfassende Taggeldversicherung im KVG bei
krankheitsbedingter Arbeitsunfähigkeit, welche den daraus resultierenden Lohn- oder
Verdienstausfall deckt. Die Kommission des Ständerates anerkannte zwar, dass die
heutige Regelung unbefriedigend ist, da der Verdienstausfall in der Grundversicherung
nach KVG individuell nur minim versichert werden kann. Da die meisten Arbeitnehmer
aber über den Arbeitgeber für eine gewisse Dauer versichert sind, eine umfassende
Taggeldversicherung also einer Zwangsumverteilung von Personen, die in einem
geregelten Arbeitsverhältnis stehen, zu Personen, die lediglich über eine prekäre
Anstellung verfügen, gleichkäme, beantragte sie die Initiative zur Ablehnung. Diese
wurde denn auch diskussionslos verworfen. 40

STANDESINITIATIVE
DATUM: 04.12.2003
MARIANNE BENTELI
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Gleich wie der Ständerat im Vorjahr verwarf auch der Nationalrat eine Standesinitiative
des Kantons Jura (02.305) für eine zentrale Landeskasse mit einkommensabhängigen
Prämien. Ebenso keine Folge gab er einer Standesinitiativen des Kantons Wallis
(02.307), welche die Übernahme der Kosten von angeborenen Krankheiten durch die IV
verlangte. Zudem hielt er an seiner Ablehnung einer weiteren Standesinitiative des
Kantons Jura (01.305) für eine Neuordnung des Risikoausgleichs fest, welche der
Ständerat zweimal unterstützt hatte. 41

STANDESINITIATIVE
DATUM: 01.03.2004
FLAVIA CARONI

Bei einer weiteren Standesinitiative des Kantons Jura, die eine umfassende
Taggeldversicherung im KVG verlangte, welche die Deckung des Lohn- oder
Verdienstausfalls bei krankheitsbedingter Arbeitsunfähigkeit gewährleistet, schloss sich
der Nationalrat hingegen wieder dem Ständerat an und lehnte sie ab. Da er in diesem
Bereich aber einen gewissen Handlungsbedarf als gegeben erachtete, überwies er ein
Postulat seiner SGK, welches den Bundesrat auffordert, die bestehende (minimale)
KVG-Regelung und die Praxis bei den privaten Taggeldversicherungen einer Evaluation
zu unterziehen und allfällige Gesetzgebungsvorschläge entweder im OR, im KVG, im
Versicherungsvertragsgesetz oder im AVIG dem Parlament zu unterbreiten.

Der Nationalrat nahm auch ein Postulat (03.3596) seiner SGK an, welches den Bundesrat
ersucht, das Zusammenspiel zwischen Grund- und Zusatzversicherung zu untersuchen;
bei einer Parlamentarischen Initiative (98.406) Teuscher (gp, BE), die eine
Nichtdiskriminierung der Frauen in den Zusatzversicherungen verlangte, wurde
dagegen die Frist zur Behandlung nicht mehr verlängert und der Vorstoss
abgeschrieben. 42

STANDESINITIATIVE
DATUM: 17.03.2004
MARIANNE BENTELI

Gleich wie der Ständerat 2003, lehnte auch der Nationalrat mit 94 zu 61 Stimmen eine
Standesinitiative des Kantons Tessin ab, die eine Einheitskasse auf Bundesebene, mehr
Transparenz in der Rechnungslegung der Versicherer und den Einbezug der Prämien in
den Landesindex der Konsumentenpreise verlangte. 43

STANDESINITIATIVE
DATUM: 06.06.2006
FLAVIA CARONI

Eine Standesinitiative des Kantons Genf forderte, dass die medizinisch notwendigen
Transportkosten sowie die Rettungskosten auch von der Krankenversicherung
übernommen werden müssen, wie dies bereits im Rahmen der Unfallversicherung der
Fall ist. Die Kommission des Nationalrates beantragte mit 13 zu 10 Stimmen, die
Initiative abzulehnen. Dies, weil sie keinen Bedarf sah für eine Änderung, da im Rahmen
der Krankenversicherung Notfalltransporte viel seltener sind als im Rahmen der
Unfallversicherung. Der Ständerat hatte die Initiative bereits 2006 mit 23 zu 7 Stimmen
abgelehnt. Auch eine Mehrheit des Nationalrates wollte die Krankenkassen nicht zu
neuen Leistungen verpflichten und lehnte die Standesinitiative ebenfalls ab. 44

STANDESINITIATIVE
DATUM: 05.03.2008
LINDA ROHRER

Eine Standesinitiative des Kantons Genf, die einen Maximalbetrag für die Reserven der
Krankenversicherer gefordert hatte und der die Kommissionen 2010 Folge gegeben
hatte, wurde nach zweimaliger Fristverlängerung im Frühjahr 2015 vom Nationalrat
abgeschrieben, da ihr Anliegen durch das neue Gesetz zur Aufsicht über die soziale
Krankenversicherung erfüllt worden war. 45

STANDESINITIATIVE
DATUM: 15.02.2010
FLAVIA CARONI

Die grosse Kammer gab einer Standesinitiative des Kantons Genf mit 85 zu 66 Stimmen
Folge. Die Initiative verlangt eine Änderung des Krankenversicherungsgesetzes, damit
künftig die Reserven für jeden Kanton, in welchem die Versicherer die obligatorische
Krankenversicherung betreiben, separat gebildet werden. Die Kommission des
Nationalrates hatte mit 10 zu 8 Stimmen bei 3 Enthaltungen beantragt, der Initiative
keine Folge zu geben. Die Kommissionsmehrheit betonte jedoch, dass die Ablehnung
der Standesinitiative nicht bedeute, dass die Kommissionsmehrheit im Bereich der
Reservebildung keinen Handlungsbedarf sehe. Eine Motion der Kommission des
Nationalrates (Mo. 10.3887) zielte in eine ähnliche Richtung wie die oben erwähnte
Standesinitiative und wurde von der grossen Kammer ebenfalls angenommen. Sie
beauftragte den Bundesrat bezüglich der Reservepolitik der Krankenversicherer
zeitgerecht eine Gesetzesrevision vorzulegen, mit der Zielsetzung, dass überhöhte
Reserven in einem Kanton abgebaut werden, dass ein Modus und Zeitplan für die
Anpassung der kalkulatorischen kantonalen Reservequoten geschaffen wird, und dass

STANDESINITIATIVE
DATUM: 16.09.2010
LUZIUS MEYER
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verhindert wird, dass die Krankenversicherer willkürlich Reserven auf die Kantone
verteilen und die Transparenz erhöht wird. 46

Der Nationalrat schloss sich in der Sommersession diskussionslos dem Urteil des
Ständerats aus dem Jahr 2010 an, einer Standesinitiative des Kantons Genf aus dem
Jahr 2009 zur Staffelung des Reserveausgleichs der Krankenversicherer keine Folge zu
geben. 47

STANDESINITIATIVE
DATUM: 16.09.2010
FLAVIA CARONI

Certains cantons ont souhaité mettre en place des listes noires interdisant aux
personnes ne payant plus leurs primes d’assurance d’avoir accès aux soins sauf en cas
d’urgence. Ces propositions font suite à l’obligation pour les cantons de couvrir 85%
des primes maladies impayées dès 2012. Il s’agit notamment des cantons d’Argovie, des
Grisons, de Lucerne, de Saint-Gall et de Schwytz. 48

STANDESINITIATIVE
DATUM: 14.06.2011
SÉBASTIEN SCHNYDER

Bereits im Vorjahr war von einigen Kantonen die Forderung laut geworden, schwarze
Listen für säumige Prämienzahler zu schaffen und die betreffenden Personen nur noch
in medizinischen Notfällen behandeln zu lassen. Der Kanton Aargau hatte eine
Standesinitiative lanciert, welche durch eine Änderung des KVG die Erfüllung der
Versicherungspflicht nicht nur an den Abschluss eines Versicherungsvertrages, sondern
auch an die Bezahlung der Versicherungsprämien knüpfen will. Da zu Beginn des
Berichtsjahres jene umstrittene Änderung des KVG in Kraft trat, die bei nicht bezahlten
Prämien eine Kostenübernahme von 85% durch die Kantone beinhaltet und die auch
Bestimmungen enthält, welche entsprechende schwarze Listen für den Gebrauch von
Leistungserbringern sowie Kantonen und Gemeinden erlauben, war das Anliegen des
Kantons Aargau nach Ansicht der Räte erfüllt. Der Standesinitiative wurde entsprechend
nicht Folge gegeben. 49

STANDESINITIATIVE
DATUM: 27.02.2012
FLAVIA CARONI

Der Nationalrat hatte 2010 einer Standesinitiative des Kantons Genf Folge gegeben,
welche eine Änderung des Krankenversicherungsgesetzes verlangt, damit künftig die
Reserven der Versicherer kantonal getrennt gebildet werden. Im Berichtsjahr beschloss
der Ständerat eine Fristverlängerung bis zur Herbstsession 2014. 50

STANDESINITIATIVE
DATUM: 26.09.2012
FLAVIA CARONI

Eine Standesinitiative des Kantons Genf zur kantonal separaten Reservebildung von
Krankenkassen, der der Nationalrat 2010 Folge gegeben hatte, wurde nach zweimaliger
Fristverlängerung im Frühjahr 2015 vom Ständerat abgeschrieben, da ihr Anliegen durch
das neue Gesetz zur Aufsicht über die soziale Krankenversicherung erfüllt worden
war. 51

STANDESINITIATIVE
DATUM: 10.12.2014
FLAVIA CARONI

Eine Standesinitiative des Kantons Tessin hatte eine Änderung des
Krankenversicherungsgesetzes bezüglich Prämiengenehmigung und kantonaler
Prämienhöhe angestrebt. Der Ständerat beschloss in der Frühjahrssession 2015, dem
Begehren keine Folge zu geben, da dessen wichtigste Forderungen mittlerweile durch
das im Herbst 2014 verabschiedete neue Aufsichtsgesetz erfüllt seien. Dies hätten auch
die zuständigen Personen aus dem Kanton Tessin bestätigt, so der
Kommissionssprecher. 52

STANDESINITIATIVE
DATUM: 18.03.2015
FLAVIA CARONI

Eine Standesinitiative des Kantons Thurgau verlangte, das Krankenversicherungsgesetz
so zu ergänzen, dass die Kantone die Kompetenz erhalten, pflegebedürftigen Personen
mit hohem Einkommen oder Vermögen keine oder nur reduzierte Leistungen aus der
Restfinanzierung für medizinische Leistungen in Pflegeheimen auszuzahlen. Zudem soll
der vom Bundesrat festgesetzte höchste Pflegebeitrag in Zukunft regelmässig an die
tatsächlichen – steigenden – Pflegekosten angepasst werden. Der Ostschweizer Kanton
begründete seine Forderung mit den hohen Kosten, welche den Gemeindekassen und
der Kantonskasse durch die Restfinanzierung von Pflegekosten anfallen. Diese
funktioniere nach dem Giesskannenprinzip. Ohne eine Anpassung des maximalen
Pflegebeitrags an die steigenden tatsächlichen Kosten nehme zudem der Anteil der
öffentlichen Hand an der Pflegefinanzierung laufend zu. Die Kommission des

STANDESINITIATIVE
DATUM: 16.06.2015
FLAVIA CARONI
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Ständerates empfahl, der Initiative keine Folge zu geben. Die Kommissionssprecherin
argumentierte, die Leistungen der obligatorischen Krankenversicherung stünden allen
Versicherten offen, unabhängig von deren Einkommens- oder Vermögenslage. Mit der
Restfinanzierung werden nur medizinische Leistungen abgedeckt, nicht jedoch
Hotellerie- oder Betreuungsleistungen. Die Mitfinanzierung medizinischer Leistungen
durch die öffentliche Hand, namentlich im Spitalbereich, sei im System fest verankert
und würde durch Steuereinnahmen abgedeckt, zu welchen namentlich vermögende
Einwohnerinnen und Einwohner stark beitragen. Bezüglich der Anpassung der
Pflegebeiträge an die Pflegekosten seien derzeit Abklärungen des BAG im Gange, womit
eine allfällige Anpassung bereits angestossen sei. Der Rat folgte diesem Votum und gab
der Standesinitiative keine Folge. 53

Die kleine Kammer behandelte in der Wintersession 2015 eine Standesinitiative des
Kantons Jura, welche den Kantonen das Recht einräumen wollte, eigene Einheitskassen
für die Krankenversicherung einzurichten. Zuvor hatten beide Kommissionen für
Gesundheit und Soziales dem Anliegen ihre Zustimmung verwehrt. In der gleichen
Debatte wurde auch über eine  Standesinitiative des Kantons Genf, welche ein sehr
ähnliches Anliegen vertrat und in den Kommissionen ebenfalls abgelehnt worden war,
befunden. Eine Minderheit Stöckli (sp, BE) der SGK-SR beantragte, beiden Anliegen
Folge zu geben. Die Befürworterseite betonte, angesichts der Vehemenz, mit der sich
die westschweizer Kantone für eine Systemänderung einsetzten und der breiten
Unterstützung, die entsprechende Anliegen erhalten – die Standesinitiative des Kantons
Jura war aufgrund einer kantonalen Volksinitiative entstanden –, bestehe
Handlungsbedarf. Gemäss Auskunft des BAG sei zur Umsetzung des Vorstosses keine
Verfassungsänderung notwendig, so der Minderheitssprecher. Deshalb gelte es, den
Kantonen die entsprechende Wahlfreiheit zu gewähren. Die Gegnerseite bestritt einen
Handlungsbedarf und wies auf das deutliche Abstimmungsergebnis bei der
Volksinitiative "für eine öffentliche Krankenkasse" im Jahr 2014 hin. Beide Seiten griffen
zudem Argumente für und gegen eine soziale Einheitskasse wieder auf, welche bereits
im besagten Abstimmungskampf verwendet worden waren. Schlussendlich sprachen
sich 9 Ständerätinnen und Ständeräte für die Standesinitiative aus, 28 dagegen, 4
enthielten sich ihrer Stimme. 54

STANDESINITIATIVE
DATUM: 10.12.2015
FLAVIA CARONI

Nachdem beide Kommissionen für soziale Sicherheit und Gesundheit einer
Standesinitiative des Kantons Genf zur Ermöglichung kantonaler Einheitskassen keine
Folge gegeben hatten, beugte sich in der Wintersession 2015 der Ständerat über das
Geschäft. Gleichzeitig behandelte er eine Standesinitiative des Kantons Jura, welche
ein ähnliches Anliegen aufgriff. Der Kanton Genf hatte in der Begründung zu seinem
Vorstoss angegeben, die Abstimmung im Herbst 2014 über die Volksinitiative „für eine
öffentliche Krankenkasse" habe einmal mehr gezeigt, dass die Stimmenden in den
Westschweizer Kantonen die Schaffung einer Einheitskasse für die obligatorische
Krankenpflegeversicherung befürworten würden. Das aktuelle System weise zahlreiche
Schwächen aus, und eine Verbesserung sei kaum abzusehen. Zudem seien die
Genferinnen und Genfer von diesen Schwächen überproportional betroffen, da sie in
der Vergangenheit zu hohe Prämien bezahlt hätten, welche nun nur teilweise
rückerstattet würden. Die allgemeine Unzufriedenheit Genfs mit dem
Krankenversicherungssystem lässt sich an dem Umstand ablesen, dass die vorliegende
Initiative sich in eine Reihe weiterer Standesinitiativen des Kantons zum Thema einfügt.
Eine Minderheit Stöckli (sp, BE) der vorberatenden Kommission beantragte, der
Standesinitiative Folge zu geben. Der Minderheitssprecher führte aus, der Kanton Genf
fordere nicht eine öffentliche Krankenkasse auf kantonalem Gebiet, jedoch eine
einheitliche Kasse, welche auch privatrechtlich organisiert sein könnte, jedoch mehr
Steuermöglichkeiten zulassen würde. Gemäss Auskunft des BAG sei zur Umsetzung des
Vorstosses keine Verfassungsänderung notwendig. Deshalb gelte es, den Kantonen die
entsprechende Wahlfreiheit zu gewähren. Die Standesvertreterin des Kantons Genf
betonte, die Standesinitiative gehe auf einen einstimmigen Entscheid der
Kantonsregierung zurück und sei damit keineswegs ein linker Vorstoss. Vertreter der
Kommissionsmehrheit argumentierten dagegen, in der Sache bestehe kein
Handlungsbedarf. Der beabsichtigte Systemwechsel sei erst kurz zuvor deutlich
abgelehnt worden. Zudem würde die Einrichtung kantonaler Einheitskassen dazu
führen, dass in der Schweiz zwei verschiedene Systeme parallel existieren, was eine
Ungleichbehandlung der Versicherten zur Folge habe. Sowohl auf Befürworter- als auch
auf Gegnerseite wurden zudem Argumentationslinien wieder aufgegriffen, welche sich
auf Kosten und Nutzen eines Einheitskassensystems beziehen und bereits in der

STANDESINITIATIVE
DATUM: 10.12.2015
FLAVIA CARONI
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Debatte über die Volksinitiative „für eine öffentliche Krankenkasse" verwendet worden
waren. Schlussendlich stimmten 9 Ständeratsmitglieder für die Standesinitiative, 28
dagegen, 4 enthielten sich der Stimme. 55

Der Ständerat behandelte eine Standesinitiative des Kantons Genf, welche für die
Krankenpflegeversicherung eine Trennung von Grund- und Privatversicherung
erreichen wollte. Konkret sollte es den Anbietern in der sozialen Grundversicherung
verboten werden, Zusatzversicherungen oder andere private Versicherungen wie
Lebens- oder Haftpflichtversicherungen anzubieten. Begründet wurde das Anliegen
unter anderem mit der Ablehnung der Initiative für eine öffentliche Krankenkasse im
September 2014. Die SGK-SR empfahl, dem Kantonsanliegen keine Folge zu geben. Eine
Minderheit Maury Pasquier (sp, GE) sprach sich für Folge geben aus. Der
Mehrheitssprecher berichtete, die Kommission habe anlässlich einer in Genf
abgehalteten Sitzung eine Delegation des Kantons Genf zum Thema angehört. Man sehe
keinen Handlungsbedarf, denn ein inhaltlich identisches Anliegen sei erst wenige
Monate zuvor durch den Rat abgelehnt worden. Auch beim Volk habe die Forderung
keinen Rückhalt. Die Minderheitssprecherin hielt entgegen, trotz des neuen
Aufsichtsgesetzes über die soziale Krankenversicherung habe die Thematik nicht
zufriedenstellend gelöst werden können. Solange in denselben Unternehmen dieselben
Angestellten unter Verwendung derselben Akten sowohl die Grund- als auch die
Zusatzversicherung von Versicherten durchführten, werde es immer zu einer
unerwünschten Risikoselektion kommen. Die Vermischung von Grund- und
Zusatzversicherung sei zwar typisch schweizerisch, stelle aber eine Bremse für
Verbesserungen im Gesundheitswesen dar. Die Minderheitsposition unterlag im Rat mit
10 zu 28 Stimmen bei 3 Enthaltungen. 56

STANDESINITIATIVE
DATUM: 10.12.2015
FLAVIA CARONI

Im März 2015 hatte der Kanton Genf eine Standesinitiative eingereicht, in der er die
Errichtung eines Eidgenössischen Fonds für die Krankenversicherungsreserven
forderte. In diesem Fonds sollten die Reserven aller Krankenversicherungen aus allen
Kantonen zentralisiert und von einer öffentlich-rechtlichen Stiftung verwaltet werden.
Als Begründung führte der Kanton Genf das Nein zur Einheitskassen-Initiative im Jahr
2014 sowie die Diskussion über die zu hohen Prämien in den Kantonen Genf, Waadt und
Zürich an, welche lediglich teilweise rückerstattet werden sollen. In der Wintersession
2015 hatte der Ständerat über den Vorstoss zu befinden. Die SGK-SR beantragte
einstimmig mit drei Enthaltungen, keine Folge zu geben. Ein gemeinsamer Fonds
schaffe für die einzelnen Versicherer einen Anreiz, zu hohe Risiken auf sich zu nehmen
oder zu tiefe Prämien anzusetzen und keine Reserven mehr zu bilden, so die
Begründung, was insgesamt zu einem grossen Systemrisiko führen würde. Der Rat folgte
seiner Kommission ohne Debatte. 57

STANDESINITIATIVE
DATUM: 10.12.2015
FLAVIA CARONI

Im März 2016 entschied sich auch der Nationalrat deutlich mit 117 zu 54 Stimmen (bei 1
Enthaltung) auf Empfehlung der SGK-NR, der Standesinitiative des Kantons Tessin für
eine Neuregelung des Verfahrens zu Prämiengenehmigung keine Folge zu geben. Die
Kommission begründete ihre Entscheidung – gleich wie der Erstrat – damit, dass die
Anliegen der Initiative bereits im neuen Aufsichtsgesetz umgesetzt worden seien. Eine
Kommissionsminderheit Carobbio Guscetti (sp, TI) hatte erfolglos auf Folge geben
plädiert, da dies eine vertiefte Diskussion über den Abbau von übermässigen Reserven
ermöglichen hätte. 58

STANDESINITIATIVE
DATUM: 17.03.2016
ANJA HEIDELBERGER

Die grosse Kammer behandelte in der Frühlingssession 2016 als Zweitrat eine
Standesinitiative des Kantons Jura zur Einrichtung kantonaler sozialer Einheitskassen.
Über eine Standesinitiative des Kantons Genf und eine parlamentarische Initiative der
grünen Fraktion, welche beide sehr ähnliche Anliegen vertraten, wurde zeitgleich
entschieden. Die Kommissionsmehrheit beantragte, der Standesinitiative keine Folge zu
geben, eine Minderheit Gysi (sp, SG) war für Folge geben. Wiederum war die
Argumentation ähnlich wie im Erstrat und wie anlässlich der Abstimmungskampagne zur
Volksinitiative „für eine öffentliche Krankenkasse". Auf Gegnerseite wurde zudem
betont, kantonale Einheitskassen würden ein Parallelsystem zum aktuell in allen
Kantonen existierenden Wettbewerbssystem schaffen, was den gesamtschweizerischen
Grundlagen und Prinzipien in der obligatorischen Krankenpflegeversicherung
widerspreche. Letztlich sprachen sich die SP- und die grüne Fraktion geschlossen für,

STANDESINITIATIVE
DATUM: 17.03.2016
FLAVIA CARONI
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die anderen Fraktionen annähernd geschlossen gegen den Vorstoss aus, was ein
Stimmenverhältnis von 53 zu 120 gegen die Initiative ergab. 59

In der Frühlingssession 2016 gelangte die Standesinitiative des Kantons Genf zur
Ermöglichung kantonaler Einheitskassen ins Plenum des Nationalrates, wo sie
gleichzeitig mit zwei ähnlich lautenden Vorstössen behandelt wurde: Einer
Standesinitiative des Kantons Jura und einer parlamentarischen Initiative der grünen
Fraktion. Die vorgebrachten Argumente entsprachen weitgehend jenen im Erstrat.
Zusätzlich wurde kritisiert, es sei nicht angezeigt, ein kantonales Parallelsystem zum
schweizweit geltenden aktuellen System zu schaffen. Letztlich erhielt der Vorstoss nur
die Unterstützung der SP- und der grünen Fraktion und scheiterte mit 121 zu 52
Stimmen bei einer Enthaltung. 60

STANDESINITIATIVE
DATUM: 17.03.2016
FLAVIA CARONI

In der Frühjahrssession gelangte die Standesinitiative des Kantons Genf für eine
Trennung von Grund- und Privatversicherung im Gesundheitsbereich in den
Nationalrat. Die SGK-NR empfahl dem Plenum, dem Kantonsanliegen keine Folge zu
geben. Eine linke Minderheit Steiert (sp, FR) setzte sich für Folge geben ein. Nebst den
bereits zuvor im Nationalrat präsentierten Argumenten brachte die Gegnerschaft weiter
ein, die Standesinitiative enthalte viele Unklarheiten. So sei der Umgang mit
Holdingstrukturen, in denen Grund- und Privatversicherung in rechtlich getrennten
Einheiten abgewickelt werden, offen. Mit 109 zu 77 Stimmen bei 3 Enthaltungen
obsiegte die Kommissionsmehrheit, womit der Vorstoss vom Tisch war. SP und Grüne
stimmten für den Antrag der Minderheit, die bürgerlichen Mitte- und Mitte-Rechts-
Parteien für jenen der Mehrheit, die SVP war fast hälftig gespalten. 61

STANDESINITIATIVE
DATUM: 18.03.2016
FLAVIA CARONI

Ohne Diskussion folgte der Nationalrat in der Herbstsession 2016 seiner Kommission
und dem Entscheid des Ständerates aus dem Vorjahr, einer Standesinitiative des
Kantons Genf für einen eidgenössischen Fonds für die Krankenversicherungsreserven
keine Folge zu geben. 62

STANDESINITIATIVE
DATUM: 14.09.2016
FLAVIA CARONI

Der Nationalrat folgte in der Herbstsession 2016 dem Ständerat und der einstimmigen
Empfehlung seiner eigenen Kommission für Gesundheit und Soziales darin, einer
Standesinitiative des Kantons Thurgau bezüglich der Restfinanzierung von
Pflegeleistungen keine Folge zu geben. Im betroffenen Bereich bestehe kein
Handlungsbedarf, so die Argumentation. 63

STANDESINITIATIVE
DATUM: 19.09.2016
FLAVIA CARONI

Im Februar 2016 reichte der Kanton Tessin eine dringliche Standesinitiative ein, welche
die Beibehaltung des Zulassungsstopps für neue Arztpraxen, der am 30. Juni 2016
auslaufen würde, zum Ziel hatte. Gerade in Grenzregionen wie dem Tessin sei der
Zulassungsstopp ein unerlässliches Mittel, um den Zustrom von Ärztinnen und Ärzten
einzugrenzen. Man müsse bedenken, dass die Auswirkungen der Aufhebung nicht in
allen Kantonen gleich seien. Im Tessin habe die Anzahl Ärztinnen und Ärzte nach der
Aufhebung des Zulassungsstopps 2011 massiv zugenommen; etwa zwei Drittel aller
Ärztinnen und Ärzte seien nun bereits ausländische Staatsangehörige. 
Als der Nationalrat die Standesinitiative in der Herbstsession 2016 behandelte, hatte
sich das Parlament bereits für eine dringliche Verlängerung des entsprechenden KVG-
Artikels und somit für eine Verlängerung des Zulassungsstopps ausgesprochen. Folglich
lehnten sowohl National- als auch Ständerat die Standesinitiative stillschweigend ab. 64

STANDESINITIATIVE
DATUM: 21.09.2016
ANJA HEIDELBERGER

Mit einer grossen Mehrheit von 137 zu 9 Stimmen hatte der Grosse Rat des Kantons Bern
im Frühling 2015 entschieden, den Bundesrat mit einer Standesinitiative zu
beauftragen, im Rahmen der Wirkungsanalyse der Spitalfinanzierung zu überprüfen,
welche Kantone Investitionen und gemeinwirtschaftliche Leistungen ihrer
Leistungserbringenden mit Steuergeldern finanzierten. Letzteres sei gemäss KVG nicht
erlaubt, komme aber dennoch vor und bringe Wettbewerbsvorteile für die
Leistungserbringer der entsprechenden Kantone mit sich, erklärte der Grosse Rat seine
Initiative. Zur Berechnung der OKP-Tarife würden diejenigen Spitäler als Referenz
gelten, welche die Leistungen qualitativ gut und günstig erledigten. Der Kanton Bern
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habe keine Möglichkeit, seine zahlreichen Spitäler mit Steuergeldern zu unterstützen
und sei deshalb gegenüber anderen Kantonen im Nachteil. 
Nach Anhörung einer Vertretung des Initiativkantons Anfang 2016 entschied die SGK-SR,
eine Machbarkeitsstudie zur «Finanzierung von Investitionen und
gemeinwirtschaftlichen Leistungen von Spitälern» abzuwarten. Diese erlaubte es ihr im
Sommer 2016 festzustellen, dass sich die Transparenz bezüglich der entsprechenden
Finanzierung zwar verbessert habe, die Daten aber noch immer keine kantonalen oder
zeitlichen Vergleiche erlaubten. Daher nahm sie das Anliegen in ihre Motion
«Transparenz bei der Spitalfinanzierung durch die Kantone (Mo. 16.3623)» auf, im
Rahmen welcher die direkten und indirekten Subventionen der Kantone an ihre
Leistungserbringer untersucht werden sollen. Einen gesetzgeberischen
Handlungsbedarfs machte die Kommission jedoch nicht aus und beantragte daher
einstimmig, der Standesinitiative keine Folge zu geben. 

Der Ständerat behandelte die Standesinitiative zusammen mit der entsprechenden
Motion der SGK-SR in der Herbstsession 2016. Gesundheitsminister Berset erklärte die
ablehnende Haltung des Bundesrates gegenüber der Motion: Erstens handle es sich
dabei eigentlich um ein Postulat. Dieses fordere einen Bericht, obwohl die
Machbarkeitsstudie gezeigt habe, dass die entsprechenden Daten im Moment nicht
vorhanden seien. Rückwirkend könnten die entsprechenden Daten kaum noch
zusammengetragen werden. Stattdessen könne man prüfen, ob solche Zahlen zukünftig
erhoben werden sollen; dies falle aber eigentlich in die Zuständigkeit der Kantone. Der
Bundesrat unterstütze daher lieber die diesbezüglichen Bemühungen der Kantone, da
dies erfolgsversprechender sei als der vorliegende Vorstoss. Diese Argumentation
überzeugte die kleine Kammer nicht, sie nahm die Motion ihrer SGK an und lehnte die
bernische Standesinitiative stillschweigend ab. 

Im November 2016 beschäftigte sich die SGK-NR mit der Standesinitiative des Kantons
Bern und empfahl ihrem Rat mit 19 zu 0 Stimmen (bei einer Enthaltung), der Lösung
ihrer Schwesterkommission zuzustimmen, das Anliegen in einer Kommissionsmotion
fortzuführen und der Standesinitiative keine Folge zu geben. Stillschweigend folgte der
Nationalrat in der Wintersession 2016 dem Antrag seiner Kommission. 65

_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

Zusammenfassung
_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

Vollstreckung der Prämienzahlungspflicht der Versicherten (Kt.Iv. 16.312)

Im Jahr 2016 forderte der Kanton Thurgau in einer Standesinitiative mehr
Einflussmöglichkeiten der Kantone bei der Vollstreckung der Prämienzahlungspflicht.
Bisher mussten die Kantone den Versicherungen beim Nachweis von Verlustscheinen
durch nicht bezahlte Krankenkassenprämien 85 Prozent der Kosten erstatten, ohne
Einflussmöglichkeiten auf die Eintreibung der Schulden zu haben. Nach Begleichung der
Schulden durch die Versicherten erhielten sie überdies nur 50 Prozent des Geldes von
den Versicherungen zurück. Neu sollen die Kantone stattdessen den Versicherungen 90
Prozent der Kosten bezahlen können, dafür aber die Verlustscheine erhalten und somit
Gläubiger werden. Im März 2017 und Januar 2018 gaben die Kommissionen der Initiative
Folge. Die Vernehmlassungsvorlage der SGK-SR wurde um die Forderung ergänzt,
wonach Eltern auch nach Erreichen der Volljährigkeit ihrer Kinder für ausstehende
Prämien haftbar bleiben sollen. Zudem sollte die Möglichkeit für die Kantone, Listen
säumiger Prämienzahlenden zu erstellen, gestrichen werden – dieser Punkt fand jedoch
im Parlament keine Mehrheit. Die übrigen Massnahmen hiessen beide Kammern gut.
Zudem schufen sie eine Möglichkeit, die Arbeitgebenden dazu zu verpflichten, einen
Teil der Löhne in der Höhe der laufenden Prämien- und Kostenbeteiligungsforderungen
an das zuständige Amt zu überweisen.

Chronologie
Kommissionen entscheiden auf Folgegeben
Fristverlängerung durch den Ständerat
Vernehmlassung zum Entwurf
Der Entwurf der SGK-SR
Ständerätliche Erstberatung
Der Nationalrat schafft Differenzen
Differenzbereinigung und Schlussabstimmungen
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_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

In einer Standesinitiative beantragte der Kanton Thurgau eine Änderung des KVG
bezüglich der Vollstreckung der Prämienzahlungspflicht der Versicherten. Bisher
müssen Kantone beim Nachweis von Verlustscheinen durch nicht bezahlte
Krankenkassenprämien den Versicherern 85 Prozent der Kosten erstatten, erhalten
nach der Begleichung der Schulden durch die Versicherten jedoch nur 50 Prozent des
Geldes von den Versicherern zurück. Dadurch dass die Verlustscheine bei den
Versicherern verbleiben – die überdies nicht zur Bewirtschaftung der Forderungen
verpflichtet sind –, können die Kantone die Eintreibung der Gelder nicht beeinflussen.
Entsprechend liegt der Anteil Rückerstattungen gemäss GDK lediglich bei 0.55 Prozent.
Der Kanton Thurgau schlug daher vor, dass die Kantone in Zukunft entweder das
bisherige Verfahren mit einer Übernahme von 85 Prozent wählen können oder dass sie
stattdessen den Versicherern 90 Prozent der Forderungen bezahlen und von diesen
dafür zusätzlich den Verlustschein oder gleichwertige Rechtstitel zur Bewirtschaftung
erhalten. Die Entscheidung zur Einreichung der Standesinitiative war im Thurgauer
Grossen Rat einstimmig mit 117 zu 0 Stimmen verabschiedet worden, was gemäss dem
SVP-Kantonsparlamentarier Kurt Baumann „ein starkes Signal nach Bern” darstelle. Die
Initiative war vom Verband Thurgauer Gemeinden initiiert worden, da der Kanton
Thurgau als einziger die Kosten der unbezahlten Krankenkassenprämien den
Gemeinden auferlegt. 
Im März 2017 gab die SGK-SR nach Kenntnisnahme einer Stellungnahme der GDK der
Standesinitiative mit 6 zu 0 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) Folge, im Januar 2018 folgte
ihre Schwesterkommission mit 16 zu 6 Stimmen (bei einer Enthaltung). 66

STANDESINITIATIVE
DATUM: 28.03.2017
ANJA HEIDELBERGER

Eine gerechte Verwaltung der KVG-Reserven strebte der Kanton Genf im April 2017 mit
einer Standesinitiative an, die zuvor im Grossen Rat einstimmig angenommen worden
war. Demnach sollte der Anteil Reserven einer versicherten Person bei einem
Krankenkassenwechsel an die neue Krankenkasse überwiesen und zusätzlich zum
gesetzlichen Minimal- auch ein Maximalbetrag bei den Reserven definiert werden. Der
Kanton Genf kritisierte insbesondere, dass bei der Prämienberechnung die Kosten
eines Kantons berücksichtigt würden, bei den Reserven jedoch nicht. Dies erlaube es
den Krankenkassen, „die überschüssigen Reserven gewisser Kantone zum Ausgleich der
fehlenden Reserven in anderen Kantonen zu nutzen.“ Die Debatte zum Anstieg der
Krankenkassenprämien war zu dem Zeitpunkt im Kanton Genf besonders virulent, da
der Kanton schweizweit die zweithöchsten Prämien aufwies (nach Basel-Stadt) und
diese fürs Jahr 2017 erneut um 5.7 Prozent angestiegen waren. Bereits im September
2016 hatte der Genfer Regierungsrat Mauro Poggia erklärt, dass das BAG hätte
überprüfen sollen, ob die Prämien für die Solvenzsicherung der Kassen ausreichen
würden. Stattdessen habe es einen stärkeren Prämienanstieg veranlasst, als von den
Krankenkassen gefordert worden war. Die Genfer seien aber nicht dafür verantwortlich,
dass die Reserven der Krankenkassen geschmolzen sind, da ihre Prämien – zusammen
mit denjenigen von acht anderen Kantonen – zwischen 1996 und 2013 stärker
angestiegen seien als ihre Kosten. Die Standesinitiative sollte somit dazu dienen, diesen
gemäss Poggia ungerechtfertigt grossen Anteil, den die Genfer an die Reservenbildung
zahlen müssen, zukünftig zu reduzieren. 

Die SGK-SR verwies in ihrem Kommissionsbericht auf frühere, ähnliche Vorschläge (z.B.
Mo. 08.3737, Kt.Iv. 09.320, BRG 12.026) sowie auf die unterschiedlichen Logiken von
Prämien und Reserven: Der Sinn von Reserven sei es, die Zahlungsfähigkeit eines
Krankenversicherers insgesamt aufrechtzuerhalten, während die Prämien die kantonal
unterschiedlichen Kosten decken müssten. Zudem bestehe kein persönliches
Deckungskapital, das bei einem Krankenkassenwechsel mitgenommen werden könnte.
Um es zu erstellen, müssten die Krankenkassen eine aufwändige und komplexe
individuelle Kontoführung einrichten. Dieser Systemwechsel würde aber neue Probleme
bezüglich der Risikoselektion schaffen, da insbesondere gute Risiken die Kassen
wechselten. Gemäss SGK-SR reiche die Bemächtigung des BAG aus, Prämien nicht zu
genehmigen, die „unangemessen hoch über den Kosten liegen oder zu übermässigen
Reserven führen“. Folglich lehnte sie die Standesinitiative mit 9 zu 0 Stimmen ab. Diese
Position verdeutlichte Alex Kuprecht (svp, SZ) auch in der Ständeratsdebatte. Liliane
Maury Pasquier (sp, GE) beschrieb jedoch noch einmal die Problematik aus Genfer
Sicht: Es könne nicht sein, dass einige Krankenversicherer mehr als dreimal so hohe
Reserven aufwiesen, als zur Wahrung der finanziellen Sicherheit notwendig wären,
wenn gleichzeitig in einigen Kantonen der Prämienanstieg deutlich grösser sei als der
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Anstieg der Gesundheitskosten. Da sie jedoch nicht an der Kommissionssitzung habe
teilnehmen können und der Vorstoss kaum Unterstützung in der Kommission erfahren
habe, verzichte sie auf einen Antrag auf Folge geben. Die kleine Kammer folgte der
Standesinitiative entsprechend nicht. 67

Ähnlich wie zuvor der Kanton Genf forderte der Kanton Jura im November 2017 in einer
Standesinitiative, dass bei einem Kassenwechsel die Reserven, die beim alten
Versicherer gebildet worden sind, zum neuen Krankenversicherer transferiert werden.
Dass aktuell bei jedem Krankenkassenwechsel neue Reserven gebildet werden müssten,
sei mitverantwortlich für die ständigen Prämienerhöhungen. Durch eine Übertragung
der Reserven könne dieser Kostenfaktor reduziert werden. Wie bereits bei der Genfer
Standesinitiative erklärte die SGK-SR, dass die Reserven nicht auf einzelne Versicherte
aufgeteilt werden könnten. Dafür müsste das ganze System umgestaltet werden, was
grosse Kosten und neue Möglichkeiten zur Risikoselektion nach sich ziehen würde. Mit
9 zu 1 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) empfahl die Kommission, der Initiative keine Folge
zu geben. Diesem Antrag kam der Ständerat in der Sommersession 2018 stillschweigend
nach. In der Herbstsession 2018 entschied auch der Nationalrat, der Standesinitiative
aus dem Kanton Jura mit 129 zu 59 Stimmen (bei 1 Enthaltung) und derjenigen aus Genf
mit 130 zu 58 Stimmen keine Folge zu geben. 68

STANDESINITIATIVE
DATUM: 14.06.2018
ANJA HEIDELBERGER

Im Juli 2018 behandelte die SGK-NR die Standesinitiative des Kantons Genf für eine
gerechte Verwaltung der KVG-Reserven zusammen mit der Standesinitiative des
Kantons Jura, die ein ähnliches Anliegen verfolgte (St. Iv. 17.319). Die Kommission
beantragte mit 16 zu 4 Stimmen (bei 3 Enthaltungen), der Initiative keine Folge zu
geben. Bundesrat und Parlament hätten dem Anliegen der Standesinitiative bereits
genügend Rechnung getragen, indem das BAG angehalten sei, die Prämientarife der
Krankenversicherer nicht zu genehmigen, wenn diese zu stark über den Kosten liegen
oder zu Reserven führen würden, erklärte die Kommission. Eine
Kommissionsminderheit Gysi (sp, SG) argumentierte hingegen, dass die zahlreichen
Vorstösse zu diesem Thema auf eine Unzufriedenheit hinwiesen, die durch das
undurchsichtige System mit zu vielen Versicherern entstehe. Dagegen helfe eine
«radikale Verschlankung des Systems», erklärte die Minderheit. 
In der Herbstsession 2018 behandelte die grosse Kammer die beiden Standesinitiativen.
Dabei folgte der Rat der Argumentation der Minderheit nicht, wonach die Initiativen
angenommen werden müssten, damit das Problem angegangen werden könne, und gab
der Standesinitiative des Kantons Genf mit 130 zu 58 Stimmen und derjenigen des
Kantons Jura mit 129 zu 59 Stimmen (bei 1 Enthaltung) keine Folge. 69

STANDESINITIATIVE
DATUM: 25.09.2018
ANJA HEIDELBERGER

Im März 2018 reichte der St. Galler Kantonsrat eine Standesinitiative ein, die ein Verbot
von Provisionszahlungen für Wechsel der Grundversicherung zum Ziel hatte.
Krankenkassen gäben gemäss einer Studie Hunderte von Millionen Schweizerfranken
pro Jahr an Provisionen für OKP-Abschlüsse aus, begründete der Kantonsrat seinen
Vorstoss. Diese Kosten müssten die Versicherten durch die Prämien tragen. Da viele
Krankenkassen die Branchenlösung von Santésuisse, welche die Provisionen auf CHF 50
pro OKP-Abschluss beschränkt, nicht unterzeichnet hätten oder sich nicht daran
hielten, sei ein Verbot nötig. 
Im Oktober 2018 beantragte die SGK-SR mit 11 zu 1 Stimmen, der Initiative keine Folge zu
geben. Obwohl die Kommission den Handlungsbedarf anerkannte, ging ihr ein
gänzliches Verbot zu weit. Stattdessen bevorzugte sie eine allgemeinverbindliche
Selbstregulierung der Branche mit wirksamen Sanktionen und reichte in der Folge eine
entsprechende Motion (Mo. 18.4091) ein. 
In der Wintersession 2018 behandelte der Ständerat die Standesinitiative zusammen
mit der Motion der SGK-SR und einer Motion von Prisca Birrer-Heimo (sp, LU; Mo.
17.3956), die zukünftig «unverhältnismässige» Ausgaben für Vermittlungsprovisionen
verhindern wollte. Wie von der Kommission empfohlen gab der Ständerat der
Standesinitiative keine Folge, da sie ihm zu weit ging. Stattdessen sprach sich der Rat
für die in der Kommissionsmotion enthaltene Selbstregulierungslösung aus. 70
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Der Kanton Jura wollte mit einer Standesinitiative erreichen, dass die Kantone
Versicherten, für die sie 85 Prozent des Verlustscheins bezahlen müssen, vorschreiben
können, bei welcher Krankenversicherung sie sich versichern lassen. Werden die
Krankenkassenprämien und Kostenbeteiligungen von Versicherten nicht bezahlt,
müssen die Kantone 85 Prozent der Prämien, Kostenbeteiligungen, Verzugszinsen und
Betreibungskosten übernehmen. Im Jahr 2016 beliefen sich diese Kosten im Kanton
Jura auf CHF 2.9 Mio. Der Kanton Jura bemängelte nun, dass die Versicherten bei
Übernahme dieser Kosten durch die Kantone ihre Versicherungen aktuell solange nicht
wechseln könnten, bis die Schulden vollständig – nicht nur zu 85 Prozent – bezahlt
seien. Die Versicherten könnten so also auch nicht zu kostengünstigeren Krankenkassen
wechseln, wodurch sich die Kosten für die Kantone noch zusätzlich erhöhen. 
Der Vorstoss fand weder in der SGK-SR noch in der kleinen Kammer Anklang. Die
Kommission beantragte mit 11 zu 0 Stimmen (bei 2 Enthaltungen), der Initiative keine
Folge zu geben. Durch eine solche Regelung entstünden den Versicherern Ausstände,
was kleine Krankenkassen vor grosse Probleme stellen könne. Stattdessen arbeite die
Kommission an einem Erlassentwurf zur Standesinitiative Thurgau. Der Ständerat
entschied sich in der Frühjahrssession 2019 stillschweigend gegen Folgegeben. 71

STANDESINITIATIVE
DATUM: 20.03.2019
ANJA HEIDELBERGER

Zwischen Juni und Dezember 2018 reichten die Kantone St. Gallen (Kt.Iv. 18.309),
Thurgau (Kt.Iv. 18.318), Basel-Stadt (Kt.Iv. 18.322) und Basel-Landschaft (Kt.Iv. 18.324)
vier ähnliche Standesinitiativen für eine kostendeckende Finanzierung der
Kinderspitäler und Kinderkliniken ein. Darin forderten sie, dass die erbrachten
ambulanten wie stationären Leistungen in Kinderspitälern und -kliniken in der
Tarifstruktur kostendeckend vergütet werden sollten. Die vier Kantone betonten als
Standort- (SG, BS, BL) respektive Trägerkantone (TG) eines der drei eigenständigen
Schweizer Kinderspitäler ihre Betroffenheit, zumal sie die defizitären Spitäler seit
Jahren subventionieren müssten – die beiden Basler Kantone zum Beispiel mit CHF 10
Mio. jährlich. 
Sowohl im spitalambulanten als auch im stationären Bereich sei die Tarifierung für die
eigenständigen Kinderspitäler und die in Erwachsenenspitälern integrierten
Kinderkliniken ungenügend, kritisierten sie. Bei den Kinderspitälern kämen
verschiedene, erschwerende Faktoren zusammen: So müssten diese einerseits die
ganze Leistungskette von der Grund- bis zur hochspezialisierten Medizin anbieten,
regelmässig besonders aufwendige angeborene Erkrankungen behandeln und hätten
andererseits kaum je die Möglichkeit zur Quersubventionierung durch privat oder
halbprivat versicherte Patientinnen und Patienten. 
Zusätzlich angestiegen seien die jährlichen Defizite zudem durch den Tarmed-Eingriff
des Bundesrates 2018. Das Defizit des Ostschweizer Kinderspitals zum Beispiel sei in
der Folge von CHF 4.2 Mio. (2016) auf CHF 6.3 Mio. (2018) gestiegen; der
Kostendeckungsgrad im ambulanten Bereich des Basler Kinderspitals sei von 78 auf 68
Prozent gesunken. Nicht besser sehe es im stationären Bereich aus, wo die
Fallpauschalen der Swiss DRG die Leistungen ebenfalls nicht adäquat abbildeten. Diese
Probleme würden jedoch von der IV und gewissen Krankenkassen nicht anerkannt,
obwohl sowohl nationale als auch internationale Evidenz die höheren Kosten von
Kinderspitälern gegenüber Erwachsenenspitälern in der Höhe von 20 bis 30 Prozent
belege. 
Der Kanton Basel-Landschaft ergänzte die generelle Handlungsaufforderung der
anderen drei Kantone durch eine Liste mit konkreten Forderungen: Er verlangte die
Aufhebung der Tarmed-Zeitlimitierungen für die Konsultationszeit, eine separate,
kostendeckende Taxpunktbewertung, die Ausnahme der Kinderkliniken von der «Liste
der grundsätzlich ambulant durchzuführenden elektiven Eingriffe» (also von Eingriffen,
die zeitlich relativ frei gewählt werden können), eine Anpassung der Swiss-DRG-
Tarifstruktur auf einen Kostendeckungsgrad der Kinderspitäler von 100 Prozent sowie
eine genügende Abbildung der IV-Fälle in der Tarifstruktur.

Im August 2019 behandelte die SGK-SR die vier Standesinitiativen gemeinsam und liess
dabei Vertreterinnen und Vertreter der vier Kantone zu Wort kommen. Die Kommission
anerkannte, dass die Eigenheiten der Kindermedizin bei der Tarifierung oft ungenügend
berücksichtigt würden, empfand aber eine Kommissionsmotion als das zielführendere
Mittel als die Standesinitiativen, da der Bundesrat die Tarifstrukturen im ambulanten
und stationären Bereich genehmigen müsse. Folglich nahm sie die Forderung der vier
Kantone in eine eigene Motion (Mo. 19.3957) auf und empfahl die vier Standesinitiativen
zur Vermeidung von Doppelspurigkeiten zur Ablehnung. 
Im Dezember 2019 folgte der Ständerat dem Kommissionsantrag stillschweigend, lehnte
die vier Initiativen ab und nahm stattdessen die Kommissionsmotion an. 72
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